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Verkehrswissenschaft als Begleiter der Verkehrsentwicklung 
und Verkehrspolitik 

VON RAINER WILLEKE, KÖLN 

Die Fragestellung 

Im Folgenden soll ein Blick auf das Dreieck Verke . 
Verkehrswissenschaji geworfen werden Für den V hrse~twl~~lung, .Verkehrspolitik und 
und Bewertung erscheinen die V oraus~etzun en ~~su~h ern.er ubergreIfen?en Betrachtung 
des Kölner Instituts für Verkehrswissensch ~ g~n~tIg. DIe 75 Jahre ~eIt der Gründung 
Aufbaus und der Neuformierung der deutsc~enn~irts:m ersten Weltkne~,1 die ,.Zeit des 
ganz besonders das letzte Jahrzehnt _ etw . d . haft ~~ch dem zweIten KrIege und 
22. Mai 1985 _ zeigen größte uantitativ~ S:It em ~Ib~ralIsIerungsurteil des EuGH vom 
schehens und einschneidende ~ eränd nd qualItatIve Wandlungen des Verkehrs ge­
wicklung und die Kurskorrekturen de:~nr;·~ d~r d ". erke~spolitik. Die Schübe der Ent­
einzu.ordne~. Wo also lagen die Anstöße un~ I~rs:~~e InzwIschen gut zu überschauen und 
tet, erngeleItet, gefördert und durchgesetzt? Welch ~d~~ Wandels? .Wer ~at was vorberei­
nehmen? In den Grundzügen sI'nd dI'e F h e 0 e konnte dIe WIssenschaft über-
D' se ragen eute knapp d b" d ' 

Ie von zahlreichen strukturellen Umschich . un un Ig zu beantworten: 
der Mobilität von Personen, Gütern und Inf::;~ge~ begleItete Ex~ansi.on auf den Feldern 
fortschreitenden technischen und organisatoris~~~:en ~a~e ge,:Iß dIe neuen, machtvoll 
Doch die nach Art Stärke und Zeitp nkt b' MoglIchkeIten zur Voraussetzung 

. h . ' u estImmte Umsetzung d . . 
msc -orgamsatorischen Potentials, also die konkreten tr " es a~sgeweIteten tech-
schen Innovationen, waren geprägt und wurden _ ofl ansportokono~~llschen und logisti­
v?rangetrieben durch die spontanen Kräfte der V: gegen starke Kraft~ der Beharrung -
ernem marktwirtschaftlichen Umfeld ihr . . rkehrserzeugung. DIese Dynamik in 
weiterer Antrieb des volkswirtschaftl~~:n ;,,~~~~s~rn Res.ultat und ~ugleich immer wieder 
kehrsnachfrage und die typischen V I ms. DIe ExpansIOn der gesamten Ver-

er agerungen der AUfkommenschwerpunkte zeigten 
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Zu: Ges~hic.~te des Instituts vgL "40 Jahre Institut für Verkeh ' . . 
Zeltsc.h~lft f~r Ve~kehrswissenschaft, 32. Jg. (1961), Heft 2 SrswIs~ens~haft an der UnJver~Ität zu Köln", in : 
kopf, m. Zeltschnft für Verkehrswissenschaft, 34. J . (1963)' I ff., Wl!l~ke, R., In memonam Paul Berken­
schafthche Entscheidungshilfe für Verkehrspolifk gd -' S. 187 ff., Baum, H., Ken tn er, W, Wissen­
an der Universität zu Köln sowie Schm 'dt K D ~ un -praxIs. 50 .Jahre InstItut für Verkehrswissenschafts 
tut für Verkehrswissenschaft an der U~iv~rs;~ät ~u u~~ta~lO.~ de~ ~lss~nsch~ftli~hen Beiträge aus dem Insti­
Jg. (1971), S. 185 ff. und 203 ff. ' el es m. Zeltschnft fur Verkehrswissenschaft, 42 
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sich deshalb engstens verknüpft mit nachhaltigen Änderungen der mobilitätsrelevanten 
sozio-ökonomischen Einflußfaktoren. Zu denken ist insbesondere an die Bevölkerungsgrö­
ße und Altersschichtung, an die gesamtwirtschaftliche Wachstumsintensität, an den Aufbau 
und die Standortverbindungen der Wertschöpfungsketten, an die Weite und Dichte der 
Marktbeziehungen, an den realen Einkommensanstieg und die Wohlstands streuung sowie 
an die Siedlungsweise und Fahrzeugverfligbarkeit. 

Die Reaktionen und Antworten der Verkehrspolitik auf die neuen Anforderungen und An­
sprüche der Verkehrsleistungsmärkte, die nicht einfach nur als Folge des fortlaufenden 
Anstiegs des Verkehrsvolumens eintraten, sondern weit stärker geprägt waren durch die 
Verlagerungen innerhalb des Gesamtaufkommens in Richtung auf die hochwertigen und 
zeitkritischen Beförderungsfälle, durch den damit einhergehenden Bedeutungsgewinn der 
Qualitätsaspekte, durch die Intensivierung der räumlichen Arbeitsteiligkeit und Aus­
tauschverflechtung sowie durch die zeitweilig stürmischen Dezentralisierungstendenzen in 
der Stadt- und Regionalentwicklung, kamen durchweg zögerlich und hatten meist unwillig 
konstatierenden und nur selten wegweisenden Charakter. Gruppengesellschaften mit hoch 
eingestuften Institutionen der Interessenwahrung und "Selbstverwaltung" neigen immer zur 
Überschätzung von Sonderinteressen und zur heftigen Verteidigung überkommener Regu­
lierungen und Subventionen. Zudem dauerte es lange, bis sich die Politik von dem tech­
nisch-bürokratischen Verständnis des Verkehrs als einem passiven "Diener" der Wirtschaft 
löste und im Verkehr ein Glied der Wirtschaft und ein eigenes, Veränderungen aufneh­
mendes und Impulse gebendes Marktsegment erkannte. Daß sich die Verkehrspolitik am 
Ende doch noch als reformfähig erwies und die richtige Richtung einschlug, läßt die uner­
hörte Wucht der zugrunde liegenden ökonomischen Triebkräfte erkennen. Der Flexibilisie­
rungsdruck wurde so stark, daß die Verteidigungsringe fest installierter und gut organisier­
ter Interessen durchbrochen wurden.2 Allerdings kamen die entscheidenden Reformschritte 
zur Integration des Verkehrs in die Dynamik der neuen Marktwirtschaft wegen der zäher 
Nachhutgefechte um mindestens 20 Jahre zu spät. Entglittene Zeit und verpaßte Gelegen­
heiten belasten heute unter anderem die noch immer von hohen Subventionen abhängige 
Strukturreform der Eisenbahn, die überhaupt noch kaum ernsthaft begonnene Deregulie­
rung des kollektiven Personenverkehrs, die unsichere, von Vorurteilen durchsetzte Planung 
und die äußerst kritische Finanzierungslage bei der Anpassung der Infrastruktur an die 
Verkehrsentwicklung und auch die in wichtigen Teilen noch unausgereiften Rahmenbedin­
gungen, welche die nachhaltige Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs auf den immer stärker 
zur Differenzierung, Umstrukturierung und Neugliederung drängenden Märkten für Trans­
port-, Speditions- und Logistikleistungen zu sichern haben.3 Kennzeichnend und bedenk-

Die Prozesse der Regulierung und insbesondere die Schritte der Deregulierung des Verkehrs in Deutschland 
bedürfen noch einer vertief~en positiv-instititionenäkonomischen Durchleuchtung, um u.a. die sehr unter­
schiedlichen Fristen der Transformationsprozesse verständlich zu machen. Vorbereitend dazu vgl. Willeke, 
R., Interventionsspiralen in der deutschen Verkehrspolitik, in: 25 Jahre Marktwirtschaft in der Bundesrepu­
blik Deutschland, Stuttgart 1972. 
Ein Beispiel bietet auch die fragwürdige Position des Eisenbahnbundesamtes (EBA), das durch die Gestal­
tung der Auflagen des Schienenpersonennahverkehrs zum Vorteil der DBAG-Angebote den nach Gesetzes­
auftrag gewollten Wettbewerb behindern , ja praktisch eine Marktschließung bewirken kann . Fragen der 
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lich ist es z.~., ~aß die Ver~ehrsweg~politik eher als Instrument der Verkehrslenkung, denn 
als AUSSC~ltt ~mes dynamIschen Lelstungs- und Finanzierungsstroms aufgefaßt und ange­
sprochen wIrd. 

Verkehr zwischen Politik und Markt 

Daß nicht Konzepte., V orgaben ~nd Formulierungskünste der Verkehrspolitik die Richtung 
un~ Kraft der EntwIcklung bestImmen, sondern - getragen vom technischen und organisa­
tO~lschen Fo~schritt - .der Bedarf, d~r Marktanspruch und der Wettbewerbszwang, war mir 
wahrend memes Studmms nach KrIegsende und auch in den anschließenden Jahren noch 
a~les an~ere als ~lar und a~s~emacht. Trotz der gelungenen Währungsreform und trotz der 
e~ndeutIgen, breIt mehrhelthch getragenen wirtschaftspolitischen Grundsatzentscheidung 
fur das O~dnungssystem der Marktwirtschaft blieb der Verkehrssektor in Deutschland ein 
hochre~uhe~er Ausn~hmebereich unter der beschönigenden und verschleiernden Bezeich­
nung emer kontrolherten Wettbewerbsordnung". Mit nur wenigen institutionellen Retu­
schen - etwa der Ersetzung des Reichskraftwagen-Betriebsverbandes (RKB) durch die 
Bundesanstal~ für d~n Güterfernverkehrs (BAG) - konnte das etatistisch-dirigistische Ver­
kehrs system uber dIe Ordnungswende von 1948 gebracht und weitergeführt werden. 5 Die­
se~ beson~ere ~nd äußerst resistente Verkehrsmarktdirigismus war in der Weltwirtschafts­
krise schrIttweIse ab 1931 durch Notverordnungen - vornehmlich zum Schutz der Eisen­
b~hn vor "ruinöser Konkurrenz" - aufgebaut worden und zuerst nur als temporäre Krisen­
hilfe gedacht gewesen.6 Doch das intendierte Provisorium, das vor allem durch eine Aus­
s~~al~lmg des ~reiswettbewerbs die im Markt etablierten Verkehrsleistungsanbieter be­
gunstIgte oder Jedenfalls zunächst einmal zu begünstigen schien, hatte Bestand und wurde 

Rahmenbedingungen des Wettbewerbs werden im letzten Abschnitt dieses Artikels noch einmal aufgegrif­
fen . 
Zwei S.ätze. aus . eine~ Erklärung von Bundesverkehrsminister M. Wissmann mögen dies illustrieren: "Im 
ErgebnIS "':'.trd dtes ~dte verkehrspolitischen Aktivitäten des Bundes) zu einer sich schrittweise zugunsten der 
Verkehrstr~ger Schtene und Wsserstraße verlagernden Aufgabenteilung führen, die zunehmende Anteile der 
Ve~kehrsletstung.s~uwachses übernehmen. müssen ." ".~ngesichts eines zunehmenden Spannungsverhältnisses 
zwtschen InvesttttOnsbe~arf und finanztellen Rea!tsterungsmäglichkeiten kommt einer Prioritätenetzung 
eben~~ Bed.eutung zu Wt~ .der Suche nach alternattven Lösungen für die Finanzierung des Verkehrswege­
baus. I~: Ste Strukturpoltttsche Information, Nr. 03/97, Bonn 17.03.1997, S. 1 f. 
~elbst dte ~ründ~ngsväter. der ~ozi~len Marktwirtschaft waren in der Praxis über das instrumentelle Poten­
ttal der ad~mnIstrterten Pretse nIcht tm~er unglücklich. So wurden diese zur Dämpfung der Inflationsansätze 
und InflattOnserwartungen - besonders tm Gefolge der Korea-Krise - gegen alle Grundsätze der Marktwirt­
s~haft fest~ehalten oder nur. unzure~chend ~ng~paßt. Für den Verkehrs sektor ergab sich daraus eine unglück­
Itch nac~hmkende St~~tpo~ttton bet der Em~ltederung der Verkehrstarife in die allgemeine Preis- und Ko­
s~enentwtcklung der funfzlger Jahre. Emen .l!berblick über Art und Umfang der damals bestehenden Regu­
Iterungen gIbt va~ Suntum, u., Verkehrspolttlk, München 1986, bes. Tabelle S. 36. Vgl. auch Willeke R. 40 
~;~~. VerkehrswIssenschaft und Verkehrspolitik, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 66. Jg. (1995), S. 

Ve~o.rdnungen des ~eichpräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen und zur Bekämpfung 
poltttscher Au~schreltu~gen vom. Okto~er 19.31 (Stra.ßengüterfernverkehr) und vom März 1932 (mittel- und 
o~tdeutsch~ Bmnenschlffahrt). Dte Rhemschlffahrt bteb auf der Basis der Mannheimer Rheinschiffahrtsakte 
bIS zum Krieg regulierungsfrei. 
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Teil der nach 1933 und komplett nach 1936 mit dem allgemeinen Preis- und Lohnstop 
eingerichteten Zwangswirtschaft des Dritten Reiches. 

Der als Primärziel angestrebte wettbewerbsmindernde Flankenschutz für die Eisenbahn war 
von Anfang an so ausgestaltet und wurde nach dem Krieg bei der Weiterführung der 
Preisbindungs- und Kontingentierungsregelungen so in den wirtschaftlichen Aufschwung 
der fünfziger und sechziger Jahre eingepaßt, daß ordentlich geführte Betriebe des gewerbli­
chen Straßen- und Binnenschiffahrtsverkehrs ihr nahezu sicheres Auskommen fanden.

7 

Es 
kamen die wuchtigen Wachstumsschübe des "Wirtschaftswunders", an denen der Ver­
kehrssektor insgesamt - und bis zur Mitte der sechziger Jahre auch die Eisenbahn - voll 
partizipierten. Noch vollzog sich die Expansion haup~sächli~h in den überko~enen Pr~­
duktions- und Distributionsstrukturen und in der altmdustnellen Standortghederung mit 
hohen Anteilen der Montan- und Grundstoffindustrien. Die verladende Wirtschaft und ihre 
Verbände, an sich geborener Widerpart der Angebotsregulierung mit ihren Zwangskartel­
len hielten erstaunlich lange still, was unter anderem eine noch ziemlich geringe Einstu­
fu~g des Verkehrs und der verkehrsverbundenen Logistik als gestaltbarem und rationalisie­
rungsrelevantem Wirtschaftsbereich erkennen läßt. Immerhin gab es Fortschritte in der 
InJrastrukturpolitik, die durch den unabweisbaren Druck der stark ansteigenden Straßen­
verkehrsnachfrage erzwungen wurden.8 Die neuen Finanzierungsgesetze von 1955 und 
1960 stellten den in der Kriegs- und Nachkriegszeit total vernachlässigten Fernstraßenbau 
auf eine solide, von den Sonderabgaben des Kraftverkehrs, besonders der Mineralölsteuer, 
finanzierte Grundlage.9 Auf dem Felde der Marktordnungspolitik aber war man auf der 
Verladerseite noch zehn Jahre nach dem Eintritt in die Marktwirtschaft damit zufrieden, die 
wiederkehrenden Angriffe auf die Freiheit des Werkverkehrs abzuwehren und im admini­
strierten Tarifbildungsgeschäft als Appetitzügler gegenüber den jährlichen Anhebungsbe­
gehren der Verkehrsträger einige Erfolge vorzeigen zu können.

lo 

Wissenschaftliche Ordnungskritik 

In der Verkehrswissenschaft - bei den Verkehrsäkonomen, von denen hier der Thematik 
wegen allein zu sprechen ist - setzte dagegen schon bald nach der Währungsreform von 

Ob neben dem Eisenbahnschutz die grundrechtsbeschränkende Kontingentierung im gewerblichen Straßen­
güterfernverkehr auch gewerbepolitische Ziele - Schutz vor "ruinöser K~nku~enz" - anstreben so~lte, galt ~ls 
umstritten, ist aber durch eine Entscheidung des Bundesverfassungsgenchts tm Jahre 1975 definItv vernemt 

worden . 
Vgl. Klenke, D., Bundesdeutsche Verkehrspolitik und Motorisierung, Beiheft 79 der Zeitschrift für Unter-

nehmensgeschichte, Stuttgart 1993, bes. Teil m. 
Die steigenden Einnahmen aus der Mineralälsteuer finanzierten auch die Investitions?ffensive zu~u.nsten ~es 
ÖPNV nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) vom 1.1 .1971 . Dte Bundesbethtlfen smd 
aber schon wesentlich älter: 1960 "Gemeindepfennig" aus dem Mineralölsteuerautkommen und 1967 
"Richtlinien für Bundeszuwendungen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden". Das 
GVFG brachte aber eine starke und mit dem Steuerautkommen wachsende Aufstockung. 

10 Vgl. z.B. "Leitsätze zur Verkehrs- und Tarifreform - Gemeinsame Erklärung der Spitze~verbän?e ~er ge­
werblichen Wirtschaft", u.a. in: Der Güterverkehr, 6. Jg. (1957), S. 107. Gefordert wurde tmmerhm eme ko-

stenorientierte Trennung des RKT vom DEGT. 
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1948 eine kritische Ordnungsdiskussion ein 11 Giß· . 
hend konform. Viele angesehene Wissensch~ftlere;iel~ dIe MehrheIt dachte no~h weitge-
stern für die allein tragfahige und Stabilität b· t d Z~ das bestehende ~egu.herungssy­
sätzlich markt- und wettbewerbswirtschaftl· :e en e . ~sung. Denn a~ch In emer grund­
weg bejaht wurde, müsse der Verkehr I I~ ausfen~ tet~n VolkSWIrtschaft, die durch­
administrierte Wettbewerbsbechränkun :n

s 
_ :sna llme erel~h .behandelt werden, für den 

en.12 Gestützt wurde diese Meinungsfr~nt dur~~ ~i:m PreIsbmdungen - e~forder1ich sei­
strukturellen und politischen Besonderhe ·t d V; kL~hre von den technIschen, markt­
zog etwa Otto Most die Schlußfol e 1 e~h es er e rs. Der Verkehrsbereich sei - so 

fik 
~ rung - mc t marktkonform sond h· 

1 a verkehrskonform zu ordnen. 1 Daß die Beschr.. ,ern nac semen Spezi-
bewerbs zwischen den Verkehrszwei en und . ankungen und Ver~errungen des Wett-
allem die Verfestigung einer völli; unreali~~:~~hen den ~ erk~~slelstung~anbietem, vor 
dazu noch die Angebotsrestriktionen in dem D t en, mar tentrückten PreIs struktur, und 
den Straßengüterfernverkehr der deutschen ~r irse~zt an Wachstumsschwung gewinnen­
abverlangten, zu Standortnachteilen führten d 

0 ~w:schaft hohe. und s~eigende Kosten 
bieten konnten und zu einer noch heut ,e~ a zudem kemen wIrksamen Schutz 

:~'::~e:~~ d~ Folge zu FleXibili~tsu:~~~~:e::~n ;:~:~!~T;;:;:~:::tä~~:t~~: 
, sa en erst wemge. Immerhm dIe zentrale A 

sungsfeindlichen und leistungshemmenden D'. . . . n rgumente gegen den anpas-
durch die normalen Re eIn und w Ing~s~us 1m Verkehr und für eine Ordung 
wurden Schritt für Schrrtt entw· k ~tttbewerbspohtIschen Regu1arien der Marktwirtschaft 
Weiter, Wilhelm Röpke Walter :;ame und

d 
vorhgetrage~ -d;uerst von Alfons SchmUt, Erich 

, I1, m un auc von rmr. 

11 Vg. Schmit!. A., Verkehrsordnung durch Wettbewerb od Z ? . 
12 In: ORDO, 3 . Bd. (1950), S. 173 ff. er wang. EIn Beitrag zum Problem Schiene-Straße, 

Vgl. etwa Berkenkopf, P., Der Verkehr in der M k ' ... 
Jg. (1954), S. 73 ff. . Nap'P-

Zinn 
A F Entsch 'dar tw;rtschaft, In : Zeltschnft für Verkehrswissenschaft 25 . 

, , . " el ungslragen der V k h !" 'k . ' 
tueller Sicht, in : Internationales Archiv für Verkehrswesen 6 J l

er 
e rspo Itl In grundsätzlicher und ak-

Gruppe A _ Verkehrswirtschaft _ des Wissenschaft!" h B: g. ( ~54), S. 265 ff. sowie Stellungnahme der 
13 Oktober 1960 "Grundsätze zur Verkehrspolitik" S ~c . f~n e~a~ beim Bundesverkehrsministerium vom 19. 

Most. 0., Soziale Marktwirtschaft und Verkehr c n .enrel .e es Beirats, Heft 9, Bad Godesberg 1961. 
Bielefeld 1954, insb. Absch. II und VII; ders . G~ta~~~~:tenrelhe des .Bundesministers für Verkehr, Heft 6, 
gust 1961 , Schriftenreihe des Bundesministers für V k ~u ~en Begriffen der Verkehrsnovellen vom 1. Au­
kritische Darstellung der "Besonderheitenlehre" . b~r pe r, eft 25 , Bad Go~esberg 1963. Eine umfassende 
und die "Besonderheiten" des Güterverkehrs B gd I Ge dterb

s
, H-R., Marktwlrtsc~aftliche Verkehrsordnung 

HSt D· "E" ' a 0 es erg 1966 Um Vermlttl b ·· h S . 
. ., le Igengesetzhchkeit des Verkehrs" _ ein A ... ~ng emu t eldenfus, 

14 schaft, 32. Jg., (1961), S. 159 ff. npassungsproblem, In : Zeltschnft für Verkehrswissen-

Schmitt, A.,. Über einige Grundfragen der Verkehrstheorie B . .. scha~tsthe~ne und Wirtschaftspolitik, Berlin 1951 S 273 '. eltrag zur Festg.a?e fur ~~oIf Weber, Wirt-
~en, In: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 25 . / . ('1954)ff;; ~elter, .E. , InvestItIonspoh.tlk ~m Verkehrswe­
In : Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr 36 12 Fgb 19' · 1.0 ff., ders . Falsch und nchtIg konkurrieren 
S h' . ' . , . e ruar 55 · Rdpke· W Di Ab f ' 

c le~e, In.: Der Volkswirt, 8. Jg. (1954), Nr.18, S. 9 ff.; Ham'm W' :' e s Immung von Straße und 
bl~m Im Guterverkehr zu Lande, Heidelberg 1954. WB k R ' .: SchIene und Straße. Das Ordnungspro­
mIt dem selben Titel, in : ORDO, Bd. 7 (1955) S 2/

3; f~ . . , Schlen~ und Straße~ zu Walter Hamms Buch 
o..tto .Mosts Schrift mit dem selben Titel, in : ORoG, Bd 8·' ~;rs . SOZIale M~rktwlrts~haft .und Verkehr, zu 
fur eme marktwirtschaftliche Verkehrsordnung erschö ft? ~ . ~~), S. 339 ff., d.e~s .. Smd dIe Möglichkeiten 
nung, Darmstadt 1954. Für eine selektive " ra m . p ,;' In. le Ver~e?rspohtlk In der öffentlichen Mei­
Marktwirtschaft im Verkehr in . Der VOlk~~rt g8 Jahs(clhge54o)rdnUngSPOSlhon setzte sich A. Predöhl ein vgl , . , . g. , Nr. 28, S. 13 ff. ' . 
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Diese Beiträge zusammen mit einigen betriebswirtschaftlichen Gutachten zu der schon seit 
den auslaufenden fünfziger Jahren immer dringlicher werdenden Eisenbahnsanierung

l5 

ermunterten einen ersten verkehrspolitischen Vorstoß zu "mehr Markt". Die Novellierung 
der Verkehrsordnungsgesetze vom 1. August 1961 wurde freilich sofort als Kleine Ver­
kehrsreform eingestuft. 16 Bemerkenswert war dabei auch, daß diese Reform aus der Mitte 
des Bundestags unter Führung des CDU-Abgeordneten Ernst Müller-Hermann kam und 
der Regierung und dem Verkehrsminister - Christoph Seebohm war es noch - geradezu 
abgetrotzt werden mußte und schließlich nur mit unklaren und konfliktträchtigen Zielkom­
promissen mehrheitsfähig war. l

? Als Hauptargument der Reformer dienten die durchschla­
genden Erfolge der Sozialen Marktwirtschaft: Schrittweise sollte endlich auch der Verkehr 
in dieses Erfolgssystem einbezogen werden. 18 Selbst die marktwirtschaftlich engagierten 
Verkehrspolitiker hatten noch nicht voll registriert, daß es - obwohl ihr Argument durchaus 
richtig war _ inzwischen schon ganz konkret um wesentlich mehr gehen mußte, als um eine 
generell auf Effizienzgewinn zielende Ordnungsharmonisierung. Es waren schon die neuen 
und sprunghaft steigenden Anforderungen an die Leistungs- und Gestaltungfähigkeit des 
Verkehrs, die damit begannen, gnadenlos die Funktionsdefizite und Anpassungshindernisse 
des in Deutschland bestehenden Verkehrs systems aufdeckten und eine Durchlüftung, Auf­
lockerung und wettbewerbsoffene Neugestaltung der Transport-, Speditions- und Logi­
stikmärkte verlangten. Der das weitere Wachstum des Güterverkehrs tragende Wandel in 
der Produktions struktur und in den Aufkommensanteilen der Verkehrszweige sowie in der 
horizontalen und vertikalen Verknüpfung der Märkte für Transport- und Speditionsleistun­
gen hatte eingesetzt und mit ihm die logistische Revolution. Parallel dazu entwickelte sich 

die massenhafte Privatmotorisierung weiter. 

Glaubenssätze "korrekter Verkehrspolitik" 

Zum Schaden von Volkswirtschaft und Verkehr, in der weiteren Entwicklung auch zum 
Nachteil des privaten Transport- und Speditionsgewerbes in Deutschland, kam der Vorstoß 
von 1961, der ohnedies fast nur auf den Güterverkehr ausgerichtet war, wegen mangelnder 
Zielkonsistenz über unzulängliche Anstöße nicht hinaus. Die Zugewinne an Flexibilität -
besonders durch die Bedeutungsanhebung von Margentarifen, durch die Trennung des 
RKT vom DEGT und durch die Beseitigung der allgemeinen Koordinierungsverpflichtung 

15 Insbesondere die Berichte der Brand-Komission (1960) und der Beyer-Kommission (1961). Vgl. mit weite­
ren und genaueren Angaben Willeke, R., 40 Jahre Verkehrswissenschaft und Verkehrspolitik, a .a.O., bes. S . 

174 f. 
16 Vgl. Der Bundesminister für Wirtschaft (Hrsg.), Storsberg, G., Die Bedeutung der Kleinen Verkehrsreform 

für die Preis- und Tarifbildung im Güterverkehr. Gutachten im Auftrag des Forschungsinstituts für Wirt-

schaftspolitk an der Universität Mainz vom 10. September 1963 . 
17 So hatte der Bundesverkehrsminister bei der Tarifgenehmigung U.a. sicherzustellen, daß die Tarife gleich-

zeitig "marktgerecht" und "kosten gerecht" waren. 
\8 Der Vorstoß konnte die erhoffte Einbindung in die Marktwirtschaft nicht bringen, weil die Gesetzesände-

rungen nur unter Inkaufnahme von inkonsistenten Formelkompromissen als Vorgaben für die weiterhin 
notwendige ministerielle Tarifgenehmigung durchgesetzt werden konnten. Die marktferne Tarifstruktur und 
partielle Niveauüberhöhungen wurden viel zu langsam abgebaut. Das Tarifwerk mußte 1994 - mehr als 30 
Jahre später _ durch die die Beseitigung der genehmigungspflichtigen Tarife förmlich überrannt werden. 
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des Bundesverkehrsministers - blieben im Schatten der sich zuspitzenden Eisenbahnkrise 
ohne verkehrspolitische Schlagskraft. Die Reform, die durch einen verstärkten und diffe­
renzierenden Wettbewerbsdruck in flexibler Anpassung kostennahe Tarife bringen sollte, 
kam nicht von Fleck. Die noch immer zahlreichen Freunde der alten Regulierungslehre 
glaubten sich durch die Finanzmisere des Schienenverkehrs sogar darin bestätigt, daß rür 
den Verkehr eben doch nur das, was sie "Leistungswettbewerb" nannten, nicht aber Preis­
wettbewerb, passend und zielführend sei. So entstand - wir hatten nach dem Rücktritt Er­
hards inzwischen die Große Koalition - das Klima rür die Vorlage des Verkehrspolitischen 
Programms der Bundesregierung für die Jahre 1968 - 72, besser bekannt als Leberplan. Die 
Angst um das Schicksal und die Finanzierbarkeit der Eisenbahn ließ dann auch - vor nun­
mehr fast drei Jahrzehnten - eine voreingenommene, marktferne und nachhaltig destruktiv 
wirkende verkehrspolitische Entwicklungs-, Interventions- und Investititionsphilosophie 
entstehen, die mal betont, mal leicht verdeckt über die Zeit hinweg bis zum heutigen Tag -
Marktwirtschaft hin und her - weitergereicht wurde. 19 Gerade zur Zeit soll sie in BIÜssel 
und Bonn mit der politischen Favorisierung des Schienenverkehrs geradezu als Leitstern 
einer "neuen", gelegentlich auch "ökologisch" oder "sozialverträglich" genannten Ver­
kehrspolitik dienen.2o Ein populär präsentiertes, gleichsam postmodern aufgemachtes Ge­
misch aus Vorurteilen sozio-ökologischer Herkunft, aus halbgaren Tatsachenfestellungen 
und aus widersprüchlichen Zielsetzungen sowie auch aus methodisch fehlerhaften Berech­
nungen und ungetesteten Hypothesen über die relevanten Größenordnungen soll das in die 
Zukunft tragende Fundament für "sustainable mobility" abgeben, also eine Handlungsanlei­
tung für auf Dauer verläßlich gesicherte Mobilität.21 

19 Diese Leitlinie einer apriore für notwendig gehaltenen Eisenbahnfavorisierung war schon in der Wegeko­
stendebatte und dann in den Programmaussagen der Minister Lauritzen (Kursbuch) und Hau!! (BVWP 72 
und KIP) erkennbar. Diskussionen mit führenden Verkehrspolitikern und hohen Beamten des Verkehrsres­
sorts liefen stets auf die rhetorische Frage zu, ob denn überhaupt noch Eisenbahnverkehr gewollt sei oder 
nicht. Die schon immer wohlbekannten Rationalisierungsreserven, von denen heute endlich so viel die Rede 
ist, und auch die ausländischen Beispiele wettbewerbsfähiger und gewinnbringender Eisenbahnen galten 
nicht. Wenn Eisenbahn, und natürlich Eisenbahn, dann aber die nach deutscher Art.. 

20 Die politische Einstufung der verschiedenen Verkehrszweige wurde von ihren Anfängen bis zum heutigen 
Tag erstaulich undifferenziert und emotionalisiert vorgetragen. Unzulänglich getestete und oft von der 
technischen Entwicklurnng überholte Vermutungen über ein vergleichsweise höheres Maß an Energie- und 
Flächensparsamkeit sowie an Umweltverträglichkeit und Sicherheit, die meist auch noch ohne Beachtung 
der funktionalen Leistungsunterschiede und ohne der individuellen Wahl das entscheidende Gewicht zuzu­
billigen, werden verquirlt und sollen die politische Bevorzugung des Kollektivverkehrs als evident gerecht­
fertigt erscheinen lassen. Zu einem nicht geringen Teil spiegelt sich in dieser Haltung aber auch die seit 
Mitte der sechziger Jahre einsetzende technologieskeptische, nicht selten aggressiv vorgetragene Automobil­
feidlichkeit. Bemerkenswerterweise verlor die erste Welle "gesellschaftpolitisch" motivierter Kritik den 
Großteil ihrer Stoßkraft, als nach dem Energiepreisschock von 1973/74 und der anschließend einsetzenden 

21 
ökonomischen Instabilität die realen Fundamente des wirtschaftlichen Wohlstandes sichtbar wurden. 
Vgl. dazu insbesondere das Grünbuch der EU-Kommission "Faire und effiziente Preise im Verkehr" (KOM 
95-691) sowie die Stellungnahme des Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestags und die Materialien 
der Anhörung des Ausschusses für Verkehr und Fremdenverkehr des Europäischen Parlaments vom Septem­
ber 1996. Als kritische Zurückweisung vgl. u.a. Willeke, R., Mit Knappheitspreisen an der Krise vorbei? in: 
Zeitschrift für Verkehrswissenschaf 67. Jg. (1996), S. 1 ff. V gl. auch Seidenfus, HSt., "Sustainable Mobili­
ty" . Kritische Anmerkungen zum Weißbuch der EG-Kommission, in: Rheinisch-Westfälisches Institut für 
Wirtschaftsforschung (Hrsg.), RWI-Mitteilungen, Jg. 44 (1993). 
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deshalb ein Verbot fUr den Straßentransport von sogenanntem Schwergut. Doch genau über 
diese Verbotsliste mußte der Originalplan scheitern. Aus allen Ecken und Enden hagelte es 
Anträge auf Sondergenehmigungen. Plötzlich fiel die alte verwaltungswirtschaftliche Fikti­
on, Tonnenkilometer sei gleich Tonnenkilometer, in sich zusammen. Widerstrebend mußte 
zur Kenntnis genommen werden, was allen Verkehrspolitikern längst hätte klar sein müsen, 
was aber bis heute noch immer nicht Allgemeingut geworden ist, daß nämlich die ver­
schiedenen Verkehrsträger äußerst heterogene Leistungen und Leistungskombinationen 
anbieten und nach ihrem besonderen technischen, ökonomischen und organisatorischen 
Potential zu entwickeln und zu produzieren in der Lage sind. Und auf der Nachfrageseite 
gehen die transportökonomischen und logistischen Leistungsanforderungen je nach Lade­
gut, Mengen, Standorten, Entfernungen, Zeitvorgaben, Positionierungen in den Wertschöp­
fungsketten und je nach dem vorlaufenden und begleitenden Informations- und Servicebe­
darf weit auseinander.26 Nennenswerte Aufkommensteile hätten nicht ohne bedeutende 
Mehrkosten und nur unter Inkaufnahme von Qualitätsminderungen verlagert werden kön­
nen. Das war damals schon so, und das gilt heute sogar in noch stärkerem Maße. 

Selbst die DB schreckte zurück, als es mit einer zählbaren Leistungsexpansion unter Zeit­
druck ernst werden sollte. Ein wesentlich ausgeweitetes Angebot sei nicht ohne größere 
Zusatzinvestitionen und nicht ohne Tarifanhebungen zu erbringen. Außerdem müsse durch 
die Politik vorweg eine klare Formulierung des Unternehmens auftrags und der Verantwor­
tungslage vorgenommen werden. In diesen Punkten waren aber keine nennenswerten Zu­
geständnisse zu erreichen, zumal Anfang der siebziger Jahre bei zunehmenden Inflationsra­
ten und hohen Zinsen das "Diktat der leeren Kasse" zu greifen begann. So scheiterte die 
Verbotsliste und mit ihr das Kernstück des Plans trotz der zunächst weit verbreiteten popu­
listischen Zustimmung, die das wirkungsvoll präsentierte Papier entfacht hatte. Die Ersatz­
regelung bestand aus einer schlicht der Verteuerung dienenden Zusatzbesteuerung des 
Straßengüterfernverkehr/7 doch die hielt wegen ihrer diskriminierenden Wirkungen und 
deshalb mangelnder EG-Konformität ganze drei Jahre. Was dann kam, blieb und anschwoll 
- praktisch bis zum heutigen Tag - war ein bunter, kaum noch ganz durchschaubarer Strauß 
von Subventionen: neben der Übernahme der verbleibenden Bilanzverluste der DB vor 
allem Beihilfen für den Kombinierten Verkehr und deren eisenbahnorientierten Terminals, 

gramms eine Vielzahl - meist zustimmender - Medienkommentare, ferner die z.T. auch sehr kritischen Stel­
lungnahmen der Verkehrsträger und Verbände sowie thesenförmige Antworten des Ministers auf die wich­
tigsten Einwände. Vgl. Willeke, R., Bögel, H.-D., Freimuth, w., Verkehrspolitik vor der Entscheidung. Eine 
kritische und weiterführende Untersuchung zum Verkehrspolitischen Programm der Bundesregierung, 
Frankfurt a.M., März 1968; Wil/eke, R., Zwischenbilanz zum Leberplan, in: Wirtschaftsdienst, 50. Jg. 
(1970), S. 471 ff; Baum, H., Kentner, w., Das neue verkehrspolitische Leitbild. Eine kritische Analyse, in: 
Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 44. Jg. (1973), S. 133 ff. . 

26 Das Ausmaß der vorherrschenden Verständnislosigkeit mag ein Ausspruch des damaligen Leiters der 
Grundsatzabteilung des BVM, Dr. Ter-Nedden, charakterisieren, der auf kritische Fragen zur Leistungsfä­
higkeit des deutschen Verkehrssystems antwortete, er könne das ganze Gerede über eine Liberalisierung 

27 nicht verstehen; in Deutschland sei doch noch nie eine Kiste liegen geblieben. 
Das Vorgehen bei der Einführung der "Leberpfennige" war ehrlich genug, auf die Argumentation mit Wege­
kosten oder "externen Kosten" zu verzichten . So konnte der ordnungspolitisch besonders ungeliebte, weil 
nicht kontingentierte Werkverkehr, einfach weil man es wollte, um das Doppelte und Dreifache des gewerb­
lichen Straßengüterfernverkehrs belastet werden. 
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. 't t 11 4 Mrd DM der mIt san " d' R' l'sierung nennahverkehr Ist ml gu., · M d DM (1997) Bundesleistungen fur le eglOna I 
nicht unberücksichtigt bleIben, daß von ~en 13 r. h h m Wettbewerb ausgesetzen Hauptproduzenten 
und nach dem GVFG ein sehr großer Tell dem ~ur s~ wa~ :nüber 5,6 Mrd. und der gesamte Güterverkehr 
(DBAG) zufließt. Der Personenfernverkehr erbnngt emg g 

7,3 Mrd. DM Umsatz. . uritzen mit dem seltsamen Titel "Der ~e~sch ?at 
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setzt. Vgl. etwa dIe Begrundungen zur:n. KO~ ausufernden Subventionsmentalität im Verkehr vgl. Wllleke, 
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offiziösen Verkehrsprognosen, auf die sich die Bundesverkehrswegeplanung stützte, wie­
sen denn auch regelmäßig erstaunliche Aufkommensgewinne fUr den Güterverkehr der 
Eisenbahn aus, Voraussagen, die dann mit gleicher Regelmäßigkeit nicht eintraten.32 Heute 
fUhrt eine noch grober gebaute, gleichsam handgestrickte Planungsbasis fUr die Transeuro­
päischen Netze der EU in die gleiche politisch vorgegebene, marktfeme Richtung. 33 Erfah­
rungsgestütze Erfolgskontrollen fur realisierte Investitionen, daraus hergeleitete korrigie­
rende Schlußfolgerungen und eine kritische Analyse der Zielformulierungen und Mittelein­
sätze unterblieben und unterbleiben noch immer. 34 

32 

und Wettbewerbsschwächung angelastet werde müßten. Staukosten sind jedoch nur dann internalisierungs­
bedürftige externe Kosten, wenn die Ursache der Stauung auch längerfristig als ein Datum _ also als natürli­
che Knappheit - anzusprechen ist. Die Engpässe im Straßennetz sind als Folge eines insgesamt zu niedrigen 
Investitionsniveaus und einer marktfemen Investitionsstruktur aber keine Daten, sondern politische Vorga­
ben, alos Ausdruck planerischen Staatsversagens. Vgl. in diesem Sinne auch das für den Internationalen Ei­
senbahnverband (UIC) erstellt Gutachten "Externe Effekte des Verkehrs", IWW/INFRAS (Rothengatter und 
Mauch), Zürich und Karlsruhe 1994, S. 6. 

In den Prognose des aktuellen Bundesverkehrswegeplans 1992 sind dem Eisenbahngüterverkehr 1988 
(DB+RB) 125 Mrd . tkm, 1991 (DB+RB) 86 Mrd. tkm und 2010 (DBAG) 194 Mrd . tkm zugeordnet. Das tat­
sächliche Leistungsvolumen der DBAG liegt bis 1996 aber noch unter 70 Mrd. tkm (1997 ca. 70 Mrd. tkm). 
Es müßte sich in den kommenden 15 Jahren also fast verdreifachen, wozu alle Voraussetzungen fehlen . Im 
BVWP 92 (S. 13) findet sich übrigens die vielfältig interpretierbare Feststellung: "Die Verkehrsprognosen 
werden nicht als starre Vorgaben angesehen, sondern als bedingte, von mehreren unsicheren Voraussetzun­
gen abhängige Tendenzaussage innerhalb einer gewissen Bandbreite. Sie sind Entscheidungshilfen und sol­
len aufzeigen, wo die Verkehrspolitik steuernd oder flankierend tätig werden muß. " 33 

34 

Diese Defizite sind auch in der bislang ausführlichsten Darstellung nicht beseitigt. Vgl. Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, Vorschlag für eine Entscheidung des Europäischen Parlaments und Rates 
über gemeinsame Leitlinien für den Aufbau eines transeuropäischen Verkehrsnetzes, KOM(94) 106 vom 
7.4.1994. Die Vorgaben und Restriktionen dieses Vorschlags gehen nicht über Gemeinplätze und Halbwahr­
heiten hinaus. So soll für den Netzausbau gelten: Umwelt (= Das transeuropäische Netz kann nicht unbe­
grenzt erweitert werden), Finanzierung (= Die Finanzierung ist bis zum Zeithorizont (2004) nicht immer ge­
sichert), Multimodalität (= Die Zukunft gehört einer verstärkten Komplementarität der Verkehrsträger). Der 
erste Punkt ist eine gehaltlose Binsenweisheit, der zweite Punkt kann als das Understatement des Jahrzehnts 
gelten und der dritte Punkt ist eine Übertreibung und Halbwahrheit, denn die Bedeutung und das Wachstum 
von Direkttransporten über die Straße im Zusammenhang mit der Ausgliederung von Wertschöpfungsstufen 
ist keineswegs rückläufig. Es scheint so, als gehe es der Politik um eine Schnittstellenmaximierung, um dann 
viel Masse für eine einsenbahnorientierte Schnittstellenoptimierung zu gewinnen. Kennzeichnend für die 
Schwäche der Argumentationsbasis für die EU-Verkehrspolitik sind auch die erstaunlichen, ökonomisch 
nicht nachvollziehbaren politischen Kozessionen der Gemeinschaft gegenüber der Schweiz und Österreich. 
Vor allem die "Einigung" auf bestimmte Gewichtungen "externer Kosten" entbehrt der wissenschaftlichen 
Basis und Überprüfbarkeit. Vgl. Brandt, E., Schäfer, P. Der alpenquerende Transitverkehr. Auf der Suche 
nach "sustainable mobility", in : Zeitschrift für Verkehrswissensachaft, 67. Jg. (1996), S. 204 ff. 
Die ordnungspolitische Basis der Eisenbahnpolitik ist auch nach der "Privatisierung" noch alles andere als 
gefestigt und verläßlich. Auf der einen Seite betonen die Miutgleider des Vorstands der DBAG die großen 
MOdernisierungs-, Kooperations- und Investitionsanstrengungen. "Potentiale gibt es genug, um die DB Car­
go kämpfen kann und will." Parallel dazu - oft auf der gleichen Veranstaltung _ fordert der Vorstand der Ei­
senbahnergewerkschaft harte ordnungspolitische Eingriffe zugunsten der Bahn: Befreiung von der Mineral­
ölsteuer, verstärkte Subventionen für den KLV und vor allem eine drastische Erhöhung der Straßenbenut­
zungsgebühren zur Verteuerung des konkurrierenden Lkw-Gewerbes. Diese Doppelstrategie kennzeichnet 
auch die EU-Verkehrspolitik: Man stelle das Verteuerungsgrünbuch und das Eisenbahnweißbuch einander 
gegenüber. 
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Dammbruch zu Markt und Wettbewerb 

. d den Leberplan wurde erstmals Bei den ordnungsorientierten Auseman ersetzungen um. h I h eine Posi-
erkennbar daß in der Verkehrswissenschaft mit dem GeneratlOnenwec sUe auc h' d im 

' M 't Abstufungen und graduellen ntersc Ie en tionsverschiebun~ ei~getr~te~ :~~i d:n Verkehrs ökonomen mehrheitlich ein marktwirt-

~~:~~~~e~a~:'~:o:e:~SCg:bildet." Die hOC~eguliert: s~nde~:::~;: r~~::~ 
wurde jetzt durchweg als ineffizient, :-vachstums emmen un .m Konzentrati-

dür~!; ~:;':~~~~s~:~~~~~a~~:n:~':ti~~ft::~~:~::{;;:r:'~g;;:::ti:' bed~t~ame 
~~hwerpunkte. Zu nennen sind insbesondere die Enn:ic~l~! ~~s~~:~;'~e:o~olk~~~~: 
K~~~~~~~~e~:~~:~!:~k::u~l~i~ ;:~~:s:e~g~:'~~or~eforschung37 und mu; auch ~Ch03~ 
sc . zio-ökonomische Gewichtung von Umweltbelastungen ~nd Umwe tvorga en. 

~u:r ~;~e~o aber lösten die .mit ~~akt~chen :. ~r:I~~~nEr:~~~:;e~:;!~~~~:~:::'~~::: 
gulierung de\~ erk~~~:~:hw':ge:ur zu ~~ngende Diskussion aus, die auf Politik und 

~~=~i;e:~e~~~iff. ~~stritten blieben dabei allerdings die Me~ungen über we ze~:~:h~s~~~ 
folge von Liberalisierungs- und Harmonisierungsschrltten SOWIe emIge m 

35 

36 

W Mehr Markt im Verkehr, in: Kronberger Kreis (Hrsg.), Mehr Mut zu Markt, Stuttgart Vgl. u.a. Hamm, 

1984, S. 140 ff. . A dbarkeit von Nutzen-Kosten-Analysen im Verkehrswe­
Vgl. Eggel~ng, c,., P~obleme der ~raktlschenf ~~e~ . (1970), S. 63 ff. ; Aberle, G., Cost-Benefit-Analysen 
sen, in: ZeItschnft fur Verkehrswls~e~wc~a t, . g. h B atun der verkehrspolitischen Planung. Fest-
und Verkehrsinfra~trukturplanung, m. ~Isse~.ch~ft;~ehersw~~sens~haft an der Universität zu Köln, Düssel­
schrift zum 50Jähngen ~estehen des ~nstItu~ ~~ h

e 
K -D Kosten-Nutzen-Analysen im öffentlichen Perso­

dorf 1971, S. 145 ff.; Willeke, R. , Olll~, F., e IS:ndardisi~rten Bewertung, Düsseldorf 1979; Funk, R., Ver­
nennahverkehr. Meth.o.den und Ergebmsse der ~tDer Niedersächsische Minister für Wirtschaft und Verk~hr 
kehrsinfrastrukturpolItIk und We~eabgabe~, m. k h 0 1981 ' Baum H Gesamt- und regionalwlrt­
(Hrsg.), Wettbewerb im bin~enwlrtschdaftiSIChe~ ~er e i~.ove~kehrs~olitik ~nte; dem Diktat der leeren Kas­
schaftliche BeschäftigungswIrkungen es tra en aus, . 

sen, Köln 1983, S. 1~9 ff. . d demen Straßenverkehrs unter besoderer Berücksichti-
37 Willeke, R., Volkswlrts~haftslIche Proble~e eSf;~ Gebiet des Straßenverkehrs und Maßnahmen zur He-

gung der Unfallkosten, m: N~ue ErkenntnIsse au 1 ~66' Jä er W Linndenlaub, K.-H, Nutzen-Kosten­
bung der VerkehrssicherheIt, .Bad G.odesberg FAT~Schrift~nreihe, Nr. 5, Frankfurt a.M. 1977; Jä­
Untersuchungen von ver~ehrsslcherhe~ts~~~nahme~, ten-Nutzen-Analysen Düsseldorf 1977; Willeke, R., 
ger, W, Verkehrssicherheltsplan~ng m~t I e v~~ h o~ 't Schriftenreihe d~s Verbandes der Automobilin­
Jäger, W, Lindenlaub, K.-H, Em OptImum an IC er el , 

dustrie (VDA), Nr. 25, Frankf~rt a.~. 1978. . . E Der Verkehrslärm als Element wirtschaftlicher 
38 Kentner W , VerkehrsökologIe, Koln 1972, Henon, " . h ft 0 S 495 ff . 

. D" ld f 1978' Aberle G Transportswlrtsc a ,a.a. .,. . d f 
Straßenbauplanung, usse or , H' S'h 'dt K Margentarife für die Binnenschiffahrt, Düssel or 

39 Vgl. etwa Willeke, R., Böttge~, W, .s,aum, .:. cDml N' ci' "hsische Minister für Wirtschaft und Verkehr 
1977 und Aberle, G., Pro LIberalISIerung, m. er le ersac 1 

40 

41 

. b ' I" d' hen Güterverkehr Hannover 198 . 
(Hrsg.), Wettbewerb Im mnen an ISC 's . der Eisenbahn Die DB im internationalen 

b I G WB k R Lankes W Wege zur amerung . c: M 
Vgl. u.a. A er e,. ., I ~ e,.: , ', des der Automobilindustrie (VDA), Nr. 14, Franklurt~. . 
LeistungsvergleICh, Schn~tenrelhe des .verban d Deutschen Bundesbahn, Berlin 1979; Baum, H, Elsen-
1973; Vogt, G., Die EntWIcklung der Fmanzen e~"k . . 0 do Bd 36 (1985) S. 181 ff. 

bahnsanierung, Verfügungsrechte u.nd Ordn~ng~ol \t~ '/~Ab:rl~, G.·, Transpor~wirtschaft, a.a.O., S. 89 ff.; 
Vgl. van Suntum, u. , VerkehrspolItIk: a.a. "L'b l' . ' gund Harmonisierung als Aufgabe und Chance 
Dicke, B., Werner, M., Wil/eke, R., Wltte, H , I era ISlerun 
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E~~mente ~er W egek?s~~ne~fas~ung und -zu~echnung - etwa die Verzinsungsfrage und die 
Hohe des StaatsanteIls -, eme Debatte dIe später auf das Gesamtfeld der "externer Ef­
fekte" des Ver~ehrs unter Einschluß der externen Nutzen übergegreifen sollte. Als ein 
ordnungs- und I~vestitionspolitisch verschachteltes Problemfeld besonderer Dringlichkeit 
zog ~er ~ erkehr m großen Städten und Ballungsräumen hohes wissenschaftliches Interesse 
auf sIch. 

Parallel zu d~~ neuen ordnungs?rientierten Forschungsaktivitäten wuchs in der praktischen 
V erkehrs~ohtIk und ~esonde.rs m der V erkehrsadministration d~e Neigung zu einer gewis­
sen Ve~lsse~fchc:ftlzc.~ung m de~ Arg~mentation, Programmbildung und Entscheidungs­
vorbereItung. DIes fuhrte allerdmgs 1m Austausch zwischen Verkehrswissenschaft und 
Verkehrs?olitik nach kurzen .Phasen der Euphorie eher zu Mißverständnissen, Spannungen 
und Enttauschungen. Das gIlt sogar fUr die Entwicklung und den Einsatz von Nutzen­
Kosten-Untersuchungen, die doch ihrem Wesen nach praktikable Hilfen fUr eine rationale 
Entscheid.ungsfindung sein können und sollen, von der Politik aber sehr schnell als Fessel, 
oder sc~III~mer n?ch, als Apparatur verstanden wurden, bei der ein listig ausgewählter 
Input fur dIe oft emdrucksvollen Rechenwerke zu jedem gewünschten Resultat _ also zur 
Beliebigkeit und Unwissenschaftlichkeit - fUhrt. Man denke etwa an die kunterbunten 

;iln~;. gemeinsamen Verkehrspol itik im EG-Raum, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 58. Jg. (1987),S. 
42 

VgI: u.a: ~ll.ais, M. , Dei Viscovo, Duquesne de la Vinelle, Oort, c.J , Seidenfus, HSt., Möglichkeiten der 
Tanfpohhk Im Verke~r, Brüss~1 1965; Seidenjus, HSt., Stockhausen, D., Die Kosten der Wege des Eisen­
bahn-, Straßen- u~d Bmnenschlffsverkehrs in der Bundesrepublik Deutschland, Göttingen 1969; Willeke, R., 
Aberle, G., Zur Losung des Wegekostenproblems, Schriftenreihe des Verbandes Automobilindustrie (VDA), 
Nr. 4, Frankfurt a .. M. 19:0; Aberle, G., Mager, N., Wegerechnung, Wegefinanzierung und Straßengüterver-

43 kehrssystem, Schnftenrelhe des Verbandes der Automobilindustrie (VDA), Nr. 28, Frankfurt a.M. 1980. 
Angestoßen wurde die Di~kussion durch den Buchanan-Report (s. folgende Fußnote) und durch Hol/atz, 
J W. , .. Tar:zms, F.: (Hrsg), DIe kommunalen Verkehrsprobleme in der Bundesrepublik Deutschland. Ein Sach­
versta~dlgenbencht und. dIe Stellungnahme der Bundesregierung, Essen 1965. Einen Überblick gibt Willeke, 
R., Hememann, R.H, DIe Stadt und das ~uto, Schriftenreihe des Verbandes der Automobilindustrie (VDA), 
Nr. 56, Frankfurt a.M. 1989. Vgl. auch Lmdenblatt, D., Der Beitrag parkpolitischer Maßnahmen zur Verbes­
s~run~ der ~unktionsteilung im Stadtverkehr, Bentheim 1977. Seit Anfang der neunziger Jahre konzentriert 
SIch em TeIl des Interesses auf Fragen des Wirtschaftsverkehrs (City-Logistik, GVZ). Als Vorläufer kann 
Tress, R., Das Güterverkehrszentrum als infrastrukturelle Schnittstelle des Güterverkehrs Düsseldorf 1984 
gelten . Ferner Willeke, ~., Wir.tschaft.sverkehr in Städten, Fankfurt a.M. 1992; Aberle, G., Transportwirt~ 
sc~aft, a.a.o. , S. 489. Em kontmUlerhch hohes Forschungsvolumen wird in Deutschland durch das aus der 
Mm~ralölsteuer finanzierte "~orsc~ungsprogramm Stadtverkehr" (FOPS) ermöglicht, das _ entgegen den 
AbSIchten des Gesetzgebers - mzwlschen ganz überwiegend im Interesse des ÖPNV und einer "ÖPNV -und 
fa~rradgerechte.n" Stadt- un.d Verkehrsplanung verwendet wird . Projekte zur Verbesserung der Erreichbar­
kelt von StadtzIelen - etwa m halbzentralen Altbaulagen - im motorisierten Individualverkehr werden kaum 
noch gefördert. Vgl. Hölscher, A. , Möglichkeiten und Grenzen dezentraler Kleingaragen zur Lösung städti-

44 scher Parkprobleme, Düsseldorf 1992. 

Vgl. u.a: t:Jinistry of Trans?ort, Traffic ~n Towns (Buchanan Report), London 1963; Ministry of Transport, 
Road Pnc.mg. The Economlc a~d. Te~hmcal P?ssibilities (Smeed-Report), London 1964; Arbeitsgruppe We­
g~kosten I~ Bundesve~kehrsmmlstenum, Bencht über die Kosten der Wege des Eisenbahn-, Straßen- und 
Bmnen~chlffsverkehrs m der Bundesrepublik Deutschland, Bad Godesberg 1969; Bundesminister für Ver­
ke?r, ZIele und Begründungen zu den Bundesverkehrswegeplänen ab 1973; Niedersächsischer Minister für 
WIrtschaft und Verkehr, Wirtschaftspolitik aktuell. Mehr Wettbewerb im Verkehr (Breuel-Papier) Hannover 
1982. , 
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"pragmatischen" Ergänzungen, die sich im Laufe der Zeit um das Bewertungsverfahren der 
Bundesverkehrswegeplanung gerankt haben, besonders durch eine unkoordinierte zusätzli­
che Berücksichtigung von Zielen der Raumordnung, oder an das traurige Schicksal der 
"Standardisierten Bewertung" fUr Investitionen im Personennahverkehr. Diese methodische 
Anleitung sollte ein Leit- und Kontrollinstrument zur Gewährleistung einer wirtschaftl~­
chen Verwendung der Riesenbeträge sein, die der Bund über die Bundesländer fUr dIe 
Verkehrs zwecke der Kommunen und Regionen bereitstellt. Doch von einheitlichen, über­
prüfbaren Maßstäben oder gar von einem lernenden System fortschreitender Erfo~gskon­
trolle - aktuell jetzt etwa fUr die wirksame Verwendung der fast 13 Mrd. DM, dIe vom 
Bund im Jahre 1997 an GVFG- und Regionalisierungsmitteln bereitgestellt werden - kann 
überhaupt keine Rede sein. Tatsächlich wird hier wird in Zeiten drückender Haush~ltse~ge 
und harter Konsolidierungserfordernisse mit dem Zuspruch der Länder ganz offensIchthch 
auch unwirtschaftliche, kurzfristig prestigeorientierte, oft ideologisch verquere Nostalgie zu 
Gunsten des Schienennahverkehrs aus Mitteln der Mineralölsteuer gefUttert. Wer heute 
offenen Auges und auf der Suche nach möglichen Gründen fUr den erwarteten 
"Verkehrsinfarkt" unsere Großstädte und Ballungsräume durchquert, muß äußerst verwun­
dert darüber sein, daß die Rechtsgrundglage für das, was da im Zeichen von 
"Verkehrsberuhigung" und "Vorrängen" geschieht, und was an vordringlichen Investitio­
nen zum Abbau von wiederkehrenden Engpässen und zur Unterstützung des Verkehrsflus­
ses unterbleibt, tatsächlich "Gesetz zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Ge­
meinden" heißt. 45 

Noch aufschlußreicher ist der Verlauf der Wegekostendebatte. Es begann mit dem noch 
weitgehend administrativ und technologisch betrachteten "Koordinierungsproblem ~chie­
ne-Straße", wie man es aus der Kriegs- und Nachkriegswirtschaft kannte. Daß dann m der 
einsetzenden Entwicklung der Verkehrsanteile, bei der die Eisenbahn fortgesetzt an Boden 
verlor, etwas nicht stimmen könne, wurde seit der Währungsreform oft und gerne vermutet. 
Denn, so hieß es zur Begründung, die Eisenbahn müsse fUr ihren Fahrweg selber aufkom­
men während dem Kraftverkehr die Straßen vom Staat "frei" zur VerfUgung gestellt wür­
den.'Daß die motorisierten Straßennutzer - besonders seit den Gesetzen von 1955 und 1960 
- hohe und sehr ergiebige Sonderlasten tragen mußten, war zwar nicht gut zu bestreit~n. 
Doch die Unterstellung einer Bevorzugung des Straßen wettbewerbs - besonders 1m 
Schwerlastbereich- konnte sich als vermeintliche Ursache der Bahnmisere in der Diskussi­
on halten.46 Und diese These wollte sich die Politik um die Mitte der sechziger Jahre als 

45 Das Problem wurde schon früh erkannt. Vgl. mit weiteren Literaturangaben Willeke, R., Zur Krise des Ge­
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes, in : Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 58. Jg. (1987), S. 154 ff. 
Aktuell denke man die Abschnürung ganzer Stadtteile durch überzogene A!!wohnerparkrechte, Fahrspurver­
engungen und exzessive VorrangschaItungen für den schienengeb~ndenen ?PNV. 

46 Zur Begründung einer Deckungslücke bei schweren Lkw wurde I~mer WIeder auf d~n AASHO-~~ad-Te~t 
(USA) aus den Jahren 1958 bis 1960 hingewiesen . Dieser Test zeIgt ~nter g~nz bestimmten Umstanden e.l­
nen Anstieg des Deckenverschleißes (Grenzkosten der Erneuerung) mIt der vIerten Potenz der ~chslast: DI.e 
Vorgaben des Verfahrens und die Übertragbarkeit der Ergebnisse waren von Anfang a~ umstrItten. MIt ~I­
cherheit haben zwischenzeitlich die großen Fortschritte im Straßen- und Fahrzeugbau IZU ganz we~enthch 
günstigeren Abnutzungsfaktoren geführt. Außerdem besteht der ganz überwiege~de Teil der KapazItätsko­
sten der Straßennutzung, rd. 75%, aus Gemeinkosten . Vgl. Aberle, G., Transportwlrtschaft,.a.O. 332 f. 
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Argumentationshilfe genauer bestätigen lassen. Die Frage nach der Berechnung und Anla­
stung der Wegekosten hatte im Denkbild der administrierten Verkehrspolitik zentrale Be­
deutung, denn die richtige, die "volkswirtschaft" zweckgerechte Verkehrsteilung sollte auf 
der Basis einer vergleichenden Kostenrechnung und besonders einer vergleichenden We­
?ekostenrechnung hergestellt werden. Die Verkehrspolitik sah ihre Aufgabe also noch 
unmer darin, die "richtige" Verkehrsteilung - hauptsächlich nach dem Kostenmaßstab­
selber herbeizuführen.

47 
Trotz dieser einseitig kostenzentrierten Ausgangslage, bei der die 

Qualitätsseite mit den Leistungseigenarten der verschiedenen Verkehrszweige, wenn über­
haupt, nur eine untergeordnete Rolle spielte, nahm die Wissenschaft die Aufgabe an, ja sie 
sprang geradezu auf das Thema. Wie noch nie arbeiteten Volks- und Betriebswirte zusam­
men; erstmals nach dem Krieg kam es auch zu intensiverer internationaler Kooperation.48 

Endlich konnte theoretisches, wohlfahrts ökonomisches Gedanken- und Modellgut einge­
bracht und einem breiteren Publikum vorgestellt werden. 

Doch von dem, was da erarbeitet und als Ergebnis vorgelegt wurde, zeigte sich die Ver­
kehrspolitik alles andere als beglückt, ja man war tief enttäuscht. Naiverweise hatte man 
von der Wissenschaft klare, umsetzbare Vorgaben für eine administrierte Arbeitsteilung 
zwischen Straße und Schiene erwartet und zwar auf der Basis von hieb- und stichfesten 
Kostenvergleichen. Und jetzt mußte man man sich sagen lassen, daß konventionelle Ge­
samtkostenrechnungen - in der trüben Tradition der LSÖ - bei erdrückender Dominanz der 
Gemeinkosten nur willkürliche Resultate liefern könnten.49 Im übrigen sei die ganze Fra­
gestellung, wenn es um das gesamtwirtschaftliche Ziel bestmöglicher Mittelnutzung gehen 
solle, schon vom Ansatz verfehlt. Denn diese Zielsetzung sei zukunftsorientiert auf die 
optimaler Allokation der Proktionsfaktoren ausgerichtet. Statt historische Kostenblöcke 
nach technischen Kriterien aufzuspalten und zuzurechnen, sei es, um dem allokativen Op­
timum nahe zu kommen, erforderlich, eine Preisbildung zu ermöglichen und auch für die 
Infrastrukturnutzung bei allen Verkehrszweigen marktmäßige oder marktähnliche, regelge­
bundene Steuerungs- und Investitionsmechanismen zu entwickeln und zu implementieren. 
Die Empfehlung des überwiegenden Teils der Verkehrsökonomen lehnte also eine mit 
Kostenfiktionen hantierende Verkehrsteilungs- und Umschichtungsregulierung entschieden 
ab. 50 Empfohlen wurde ganz im Gegenteil eine Entpolitisierung und Nachfrageorientierung 
der Infrastrukturpolitik; selbst auf Privatisierungsmöglichkeiten wurde schon vorsichtig 
hingewiesen. 

47 Dieser falsche Denkansatz blieb in der praktischen Verkehrspolitik dominant, obwohl schon die Verkehrs­
novellen vom Sommer 1961 die richtigen Akzente gesetzt hatten: Die Verkehrspolitik gibt die Rahmenbe­
dingungen funktionsfahigen Wettbewerbs vor, die Verkehrsteilung ergibt sich dann als Ergebnis der freien, 
wirtschaftlich ausgerichteten Wahlentscheidungen der Marktteilnehmer, also der Verkehrsleistungsnachfra­
ger. 

48 Vgl. etwa den genannten Allais-Report. 

49 LSÖ waren die "Leitsätze für die Preiser~ittlung auf Grund der Selbstkosten bei Leistungen für öffentliche 
Auftraggeber" vom 12.2.1938. Das "LSO-Denken" beherrschte die betriebswirtschaftlichen Preisbildungs-

50 vorstellungen noch bis weit in die fünfziger Jahre hinein . 
Einen Überblick gibt Holocher, K.H, Wegerechnungen für Straßen, Darmstadt 1988. 
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Das aber hatte den Verkehrsteilern und . Umschichtern in der Verkehrspolitik gerade noch 
gefehlt. Ende der siebziger Jahre war die Wegekostenfrage plötzlich tot und wurde erst 
zehn Jahre später in Gestalt der "externen Kosten" für den Verkehrsbereich wieder zum 
Leben erweckt. Da schien es einigen Kreisen der Politik, das alte Argument, der alte Ver­
dacht, ließe sich noch einmal aufbauen und jetzt auf breiterer Basis und mit härterer Ban­
dage vortragen. Nicht um die Wegekosten allein, um die Gesamtheit der von den einzelnen 
Verkehrszweigen und speziell vom Straßenkraftverkehr verursachten "Sozialkosten" und 
um deren "externen" Teil müsse es gehen. Doch wieder erweist sich die Stoßrichtung der 
intendiert eisenbahnfreundlichen Argumentation als selektiv und in schlechtem Sinne des 
Wortes "p 0 litiknah " . Denn der kostenorientierte Ansatz ist zu eng, das statische Instrumen­
tarium für die volkswirtschaftliche Nutzen-Kosten-Abschätzung der Verkehrswirkungen 
nicht passend, der empirische Input verkürzt und zudem methodisch fehlerhaft interpretiert. 
Zu durchsichtig auch im angestrebten Zweck erscheint das Konstrukt aus Vorurteilen, das 
mit der Begriffswolke "volkswirtschaftliche Kosten" überdeckt werden sol1. 51 

Theoriegestützt, Ordnungsorientiert, Praxisnah 

Das Kölner Institut für Verkehrswissenschaft war bei der Behandlung der genannten Pro­
blemschwerpunkten mit Forschungs- und Publikationsbeiträgen dabei, oft an der Spitze, 
immer mit Resonanz. Manches muß heute bereits in Erinnerung gerufen werden: Die prak­
tikable Methodik einer volkswirtschaftlichen Unfallkostenrechnung52

, die ökonomische 
Gewichtung von Umweltfolgen des Verkehrs mit den Schwerpunkten Lärm und Abgase53

, 

Verfahren und Einsatz von Kosten-Nutzen-Analysen bei Verkehrssicherheitsmaßnahrnen54 

- von Gurt und Kopfstütze bis zur Notfunkkommunikation, Finanzierungsfragen des öf­
fentlichen Verkehrs und der Verkehrswege55

, Pro und Kontra zum Road Pricing schon vor 

51 Dies gilt insbesondere für das schon genannte "Grünbuch" der EU-Kommission von 1995. Wird auch nur 
der wichtigste Fehler dieses Papiers beseitigt und die engpaßverursachten Staukosten nicht als internalisie­
rungsbedürftige externe Kosten des Straßenkraftverkehrs interpretiert, dann ergibt sich im Endergebnis der 
ausgewiesenen Zahlen genau das Gegenteil dessen, was an Forderungen und Empfehlungen vorgetragen und 
"bewiesen" werden soll. Zur Entwicklung der Debatte und zur Methodik vgl. Willeke, R., Mobilität, Ver­
kehrsmarktordnung, externe Kosten und Nutzen des Verkehrs, Schriftenreihe der Verbandes der Automobil­
industrie (VDA), Bd. 81, Frankfurt a.M. 1996. 

52 Die von der Bundesanstalt für Straßen wesen (BASt) seit 1984 durchgeführte jährliche Ermittlung der Kosten 
von StraßenverkehrsunfaIIen fußt auf einer vom Kölner Institut erarbeiteten Methodik. Zur Zeit laufen unter 
Leitung von H Baum Untersuchungen zur Verbreiterung der methodischen Basis. Vgl auch die synoptische 
Darstellung der heute in Europa verwendeten Verfahren Willeke, R., Beyhoff, St. , Volkswirtschaftliche Ko­
sten der Straßenverkehrsunfalle. EU-Projekt COST 313, Köln 1990. 

53 Methodische Vorschläge aus dem Institut sind in das System der Bundesverkehrswegeplanung eingegangen. 
Vgl. auch zurückschauend Weinberger, M., Thomassen, HG., Willeke, R., Kosten des Lärms in der Bundes­
republik Deutschland, Berichte des Umweltbundesamtes Bd. 9/91, Berlin 1991. 

54 Jäger, w. , Lindenlaub. K.-H, Nutzen-Kosten-Untersuchungen von Verkehrssicherheitsmaßnahmen, a.a.O. 
55 Vgl. u.a. Willeke, R., Verkehrswege für den Verkehr von morgen - Thesen zur Verkehrsinfrastrukturpolitik, 

in : Schriftenreihe des Verbandes der Automobilindustrie (VDA), Nr.47, Frankfurt a.M. 1985 sowie die bei­
den, den Kölner Verkehrsbetrieben (KVB) erstatteten Gutachten zur Nutzen- und Finanzierungsfrage im 
ÖPNV von R. Willeke (1988) und H Baum (1992). 
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mehr als 25 Jahren56, kritische Anstöße und positive Vorschläge zur Eisenbahnreform57, 
Identifizi~rung und Konkretisierung der volkswirtschaftlichen Nutzen des Verkehrs und der 
Verkehrsinfrastruktur gegenüber der einseitigen und statisch-isolierenden Betrachtung der 
internen und externen Kosten58 und dann - neben den vielen Einzelfragen - immer wieder 
die Hinwendung zu dem zentralen Funktions- und Ordnungsproblem des Verkehrs im 
Spannungs feld zwischen Markt und Staat mit den beiden Polen Wettbewerbssystem und 
Infrastruktur. Wir waren bei den ersten, die den Abbau der Regulierung aus dem Kontext 
der wissenschaftlichen Erfahrung moderner Ordnungstheorie begründeten,59 die ersten 
wohl, die das Liberalisierungsproblem auch ganz konkret von der praktischen Seite ange­
faßt und gezeigt haben, daß es nicht eine Doktrin, sondern die Dynamik der Märkte selber 
ist, die die Ordnung durch den Markt und Wettbewerb erzwingt: der angehobene und wei­
ter steigende Mobilitätsbedarf der Gesellschaft, die neuen logistischen Anforderungen der 
unter zunehmendem Wettbewerb stehenden versendenden und empfangenden Wirtschaft, 
die Globalisierung der Kommunikations- und Transportnetze, der differenzierte Druck des 
Wettbewerbs auf die bestehenden Angebotsstrukturen durch fortgesetzt neue und bessere 
Problemlösungsvarianten, die wachsende Sorge um ausreichende Standortgunst und 
raumwirtschaftliche Entwicklungschancen. 60 Der Gang der Ereignisse, besonders nach den 

56 Aus der Vielzahl von Beiträgen seien genannt: Aberle, G., Road Pricing - Möglichkeiten einer preispoliti­
schen Beeinflussung des Individualverkehrs in Ballungsgebieten, in: Schweizerisches Archiv für Verkehrs­
wissenschaft und Verkehrspolitik, 24. Jg. (1969), S. 303 ff.; Baum, H, Grundlagen einer Preis- und Abga­
benpolitik für die städtische Infrastruktur, Düsseldorf 1972; Willeke, R., Baum, H, Theorie und Praxis des 
Road Pricing, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 43 . Jg. (1972), S. 63 ff.; Kentner, w., Planung und 

57 Auslastung der Verkehrs infrastruktur in Ballungsräumen, Düsseldorf 1972. 
Vgl. u.a.Schuh, G., Die Aufgabenteilung im binnenländischen Seehafenverkehr mit Containern. Düsseldorf 
1971. Diese Schrift enthält eine volks- und betriebswirtschaftliche Kritik der überzogenen und verzettelten 
Terminalplanung der OB. Brieflich wurde ich als Herausgeber der Arbeit daraufhin vom damaligen DB­
Präsidenten HM. Oeftering darüber belehrt, daß die Terminalplanung der OB nicht nach ökonomischen 
Maßstäben vorzunehmen sei, sondern der politischen Zielsetzung einer gleichmäßigen Behandlung aller 
Landesteile zu folgen habe. Diese Diskussion hat leider immer noch aktuellen Gehalt. Vgl. auch Mester, B., 

58 Marktchancen der Binnenschiffahrt im Container-Hinterlandverkehr, Düsseldorf 1986. 
Willeke, R., Soziale Kosten und Nutzen der Siedlungsballung und des Ballungsverkehrs, Schriftenreihe des 
Verbandes der Automobilindustrie (VDA), NT. 41, Frankfurt a.M. 1984, ders. Nutzen des Verkehrs und der 
verschiedenen Verkehrsmittel, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 63. Jg. (1992), S. 137 ff.; ders. Zur 
Frage der externen Kosten und Nutzen des motorisierten Straßenverkehrs, in: Zeitschrift für Verkehrswis­
senschaft, 64. Jg. (1993), S. 215 ff.; ders . Mobilität, Verkehrsmarktordnung, externe Kosten und Nutzen des 
Verkehrs, a.a.O. Diese methodenkritischen und theoretisch weiterführenden Arbeiten zu den externen Effek­
ten des Verkehrs finden ihre Ergänzung in laufenden empirisch-analytischen Forschungen von H Baum. 
Vgl. ferner Aberle, G. , Engel, M., Die volkswirtschaftlichen Nutzen des Straßengüterfernverkehrs. Interna­
tionales Forschungsprojekt im Auftrag der International Road Transport Union (IRU), Gießen 1993 ; 
Diekmann, A., Nutzen und Kosten des Automobils - Vorstellungen zu einer Bilanzierung, in: Internationales 
Verkehrswesen, 42 . Jg. (1990); ders . Towards More Rational Transport Policies in Europe, Köln 1995. Eine 
abweichende, z.T. gegenteilige Position vertreten u.a .. das schon genannte UIC-Gutachten "External Effects 
of Transport", a.a.O.; Rothengatter, w. , 00 External Benefits Compensate for External Costs?, Karlsruhe 
1992 (vervielfältigt); Frey, RL, Ökonomie der städtischen Mobilität, Zürich 1994. 

59 Vgl. Werner, M., Regulierung und Deregulierung des Verkehrs sektors in der wirtschaftswissenschaftlichen 
Diskussion, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 59. Jg. (1988); Braubach, u., Deregulierung der Post­
dienste, Köln 1992; Willeke, R., Marktintegrierte Verkehrswirtschaft und Verkehrspolitik, in: Zeitschrift für 
Verkehrswissenschaft, 66. Jg. (1995), S. 3 ff. 

60 Willeke, R., Zur Liberalisierung der Marktordnung des Straßengüterverkehrs, Kaarst 1984. 
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einschneidenden Jahren 1985 und 1994, hat dieser ökonomisch-evolutorischen Sicht voll­
auf recht gegeben und leider auch den Hinweisen auf Anpassungszwänge und auf drohende 
Friktionsverluste, die bei rechtzeitiger Einsicht und Vorbereitung auch in Deutschland 
hätten geringer ausfallen können. 

Gestützt auf die genannten Erfahrungsbefunde sind auch die Schwerpunkte der zukünftigen 
Verkehrspolitik und der verkehrspolitischen Beratung mit den folgenden. Feststellungen 
klar auszumachen: (1.) die Strukturreform des Schienenverkehrs - einschließlich des Re­
gionalverkehrs und des ÖPNV - konnte zwar angestoßen und strukturiert, aber bei weitem 
nocht nicht zu der anvisierten Lösung - Bildung eines fmanziell eigenständigen, wettbe­
werbs- und börsenfahigen Wirtschaftsunternehmens - geführt werden, (2.) der aktuelle 
Stand der Verkehrswegepolitik mit seinen ungefestigten Grundlagen für die Planung, Fi­
nanzierung und Erfolgskontrolle müssen geradezu als Einfalltor für Fehlentwicklungen 
gegen eine in die Marktdynamik eingebundene Verkehrspolitik gelten

61 
und (3.) auch zu 

den Fragen der bei fortgesetzt differenzierter werdenden Marktstrukturen geforderten 
Preisbildungskompetenzen sowie zur Frage der Wettbewerbs aufsicht bei deregulierten 
Verkehrsmärkten (Mißbrauchs aufsicht gegenüber marktbeherrschenden und marktstarken 
Positionen) sind die tragfähigen Lösungen noch nicht in Sicht.

62 
Wie in anderen, weit stär­

ker im Vordergrund der Aufmerksamkeit stehenden Reformfeldern der deutschen Politik -
vor allem des Steuer- und Sozialsystems - fehlt auch in der Verkehrspolitik die Neigung, 
die Fakten und Problemlagen bis zu ihrem.harten Kern freizulegen und sich ihnen zu stel-

len. 

Verkehrswissenschaft ist Begleiter und Beobachter des Verkehrs geschehens. Mit immer 
leistungsfahigeren Analysemethoden sucht sie die Tendenzen und Spielräume der weiteren 
Entwicklung aufzuhellen. Mit dieser Aufgabe ist sie gebetener oder ungebetener Gast der 
Verkehrspolitik, der helfen kann und helfen will. Diese Wissenschaft darf kein stummer 
Gast in der Runde sein. Sie sollte sich weder schrill, noch arrogant, aber klar, deutlich und 
vernehmbar zu Worte melden, ganz gleich, ob ihre Feststellungen, Empfehlungen und 
Warnungen willkommen sind oder nicht. Es muß dabei auch unbeachtlich sein, ob sich die 
Politik und Öffentlichkeit der Aktualität und Dringlichkeit der angesprochenen Probleme 

61 

62 

Vgl. Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesminister für Verkehr, Bundesverkehrswe~epla­
nung: Methodische Weiterentwicklung und Privatisierungsperspektiven, in: Zeitschrift für VerkehrswIssen-

schaft, 67 . Jg. (1996), S. 99 ff. . . . 
Das gilt keineswegs nur für die schon recht intensiv behandelten Fragen der TrassenpreIse. für dIe Schlen~~-
nutzung und für die Slotproblematik eines wettbewerbsoffenen Luftverkehrs. Zu fordern smd u.a. Grundsat­
ze für den Preiswettbewerb zwischen dem Eisenbahn- und Binnenschiffahrtsverkehr und für die Ausschöp­
fung der Rationalisierungsreserven von See-, Binnen- und Flughäfen durch wirksameren. Wettbewer? Hier 
liegen in Europa und nicht zuletzt in Deutschland noch beträchtliche Spielräume für eme Deregu~l~rung, 
Privatisierung und spezialisierende Marktverflechtung, die aufzugreifen, aber noch auf harten pohttschen 
und gewerkschaftlichen Widerstand stoßen. Es wäre ferner sehr sinnvoll, d~s nach EU-R~cht bestehende 
Marktbeobachtungssystem in seiner jetzigen Form wegen mangelnder Aktuahtät und zu germgem Informa­
tionswert aufzugeben und durch ein System fortlaufender Strukturanalyse zu ersetzen. Auch für die Kun­
denorientierung der Dienstleistungsangebote bestehen erstaunliche Defizite, die nach einer I.ntensivie~ung 
des Wettbewerbs verlangen. Zum Problem der Trassenpreise vgl. aktuell Hedderich, A., Verttkale Desmte-
gration im Schienenverkehr, Hamburg 1996. 
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schon bewußt ist oder nicht. Ganz gleich muß es ferner sein, ob die Vorstellungen und 
Vorschläge bereits als realisierbar, also politisch ums etzb ar, gelten oder noch als blasse 
Theorie abgetan werden.63 In dieser Hinsicht hat es in den letzten Jahrzehnten bekanntlich 
krasse Fehleinschätzungen gegeben, die hohe volks- und einzelwirtschaftliche Verluste zur 
Folge hatten. 

Es ist und bleibt gewiß eine der permanent wichtigen Aufgaben der Verkehrswissenschaft, 
rur Bestrebungen und Ziele, die im politischen Entscheidungsprozeß formuliert sind, ge­
eignete Mittel der Annäherung an die anvisierten Ziellagen zu erkunden und vorzustellen, 
zur Zeit etwa der Frage nachzugehen, in welchem Umfang latente Leistungsreserven der 
Verkehrsinfrastruktur und Rationalisierungsspielräume des Verkehrsmitteleinsatzes vor­
handen sind, und mit welchen Anstößen und Maßnahmen diese in bestimmten Größenord­
nungen und in bestimmten Fristen erschlossen werden können.64 Besonders während der 
politischen Meinungsbildung und bei der konkreten Entscheidungsvorbereitung sind fun­
dierte Analysen der bestehenden Möglichkeiten und Erfolgsaussichten sowie auch Ab­
schätzungen der erkennbaren, oft unerwünschten, zumindest problematischen Nebenwir­
kungen von hoher Bedeutung. 65 

Das Kölner Institut hat sich dieser unmittelbar helfenden Aufgabe fachlicher verkehrswirt­
schaftlicher und verkehrspolitischer Beratung nie verschlossen. Die Verkehrswissenschaft 
muß allerdings noch mehr tun als das und bereit und befähigt sein, auch in die Zieldiskussi­
on und gegebenfalls in eine Zielkritik einzutreten. Denn es gehört zu ihren unverzichtbaren 
Aufgaben, die Formulierungen und Gewichtungen von Programmen und Zielen der prakti­
schen Verkehrspolitik fachkritisch zu begleiten. Sie muß sich Gehör verschaffen, wenn 
erkennbar wird, daß bestimmte propagierte Teil- oder Zwischenziele auf der Bundes-, 
Landes- oder Gemeindeebene mit übergeordneten Zielen kollidieren, oder daß eine Mehr­
zahl von Teil- und Zwischenzielen gleichzeitig verfolgt werden soll, die sich untereinander 

63 Theoriegestützte und zugleich anwendungsbezogene Grundlagenforschung aus der Kölner Schule bringen 
u.a. Sc~midt, K., Verkehrinfrastrukturinvestitionen als Mittel einer wachstumsorientierten Konjunkturpolitik, 
Benthelm 1975; Dicke, B., Bedarfsprognosen und Wirtschaftlichkeitsrechnungen für Erhaltungsinvestitionen 
der Verkehrsinfrastruktur, Düsseldorf 1988; Leven, F.-J., Die Anwendung der Kosten-Nutzen-Analyse auf 
öffentliche Güter und Mischgüter im Verkehrssicherheitsbereich, Düsseldorf 1989; Willeke, R., Paulußen, 
u., Berücksichtigung von Ersparnissen an Reisezeit im nichtgewerblichen Personenverkehr bei der Planung 
von Verkehrswegen des Bundes, Forschungsprojekt für das Bundesministerium für Verkehr, Köln 1991 
(vervielfältigt); Maßmann, C, Preiselastizitäten für den Güterverkehr und ihre Anwendung auf Verkehr-

64 sprognosen, Düsseldorf 1993. 
Vgl. u.a. Baum, H., Maßmann, C, Pfau, G., Schulz, w.H., Gesamtwirtschaftliche Bewertung von Rationali­
sierungsmaßnahmen im Straßenverkehr, Frankfurt a.M. 1994; Baum, H., Entkopplung von Verkehrswachs­
tum und Wi~tsch~f~sentwicklung, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 66. Jg. (1995), S. 13 ff.; Weingar­
ten, F., RatlOnahslerungs- und Verlagerungspotentiale im Luftverkehr der Bundesrepublik Deutschland, 
Köln 1996 (vervielfältigt); Baum, H., Kling, Th., Sarikaya, M., Thiele, P., Verringerung des Leerfahrtenan­
teils im Straßengüterverkehr durch Maßnahmen der Verkehrspolitik, Düsseldorf 1995. Pesch. St., Car-

65 Sharing als Element einer Lean Mobility im Verkehr, Düsseldorf 1996. 
Vgl. u.a. Willeke, R., Terhorst, R., Engelmann, H. , Analyse der Verkehrswege zwischen den alten und neuen 
Bundesländern dargestellt arn Korridor Rhein-Main und Thüringen-Sachsen, Düsseldorf 1991; Baum, H., 
Herion, E., Maßmann, C, Sarikaya, M., Umwelt und Verkehr, Düseldorf 1992, Baum, H., Pesch, St., Wein­
garten, F. , Verkehrsvermeidung durch Raumstruktur im Güterverkehr, Düsseldorf 1994. 
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beeinträchtigen oder sogar aufheben. Dann ist im Hinblick auf eine konsistente Zielge­
samtheit die Notwendigkeit einer Klärung und Korrektur zu begründen und anzumahnen 
und möglichst auch praktische Vorschläge dazu zu machen. 

Um ein produktiver und konstruktiver Begleiter der Politik sein und bleiben zu können, 
muß die wissenschaftliche Verkehrsökonomik intensiv bemüht sein, die gerade in den 
letzten Jahrzehnten kräftig fortgeschrittenen Erkenntnisse der allgemeinen Wirtschafts­
theorie und der theoretisch gestützten Wirtschaftspolitik aufzugreifen und einzubringen.

66 

Die lange, leidvolle Geschichte der Regulierung und Deregulierung der Verkehrs lei­
stungsmärkte, die Unsicherheiten in der Harmonisierungsfrage, die aktuell fortbestehenden 
wettbewerbspolitischen Defizite eines zwar weitgehend deregulierten, von verdeckten 
Subventionen, offenen Beihilfen, Querfinanzierungsmöglichkeiten, Sonderbelastungen und 
V orrangkonzepten deformierten Marktsystems, die bisher noch ganz unbefriedigenden 
Anläufe zu objektiv gehaltvollen gesamtwirtschaftlichen Investitions- und Erfolgskontroll­
rechnungen rur die Verkehrs infrastruktur - einschließlich der intermodalen Schnittstellen­
planung - , der bislang noch ziemlich unergiebige Eintritt in das Feld privatfmanzierten 
Verkehrswege und -anlagen sowie die bereits auf der Ebene der Begriffsbildung parteiisch 
verzerrte Diskussion über die externen Nutzen und Kosten des Verkehrs bilden einige Bei­
spiele, deren aktuelle, praktisch-politische Bedeutung auf der Hand liegt. 

Für die Verkehrspolitik in Deutschland und in der Europäischen Union ist die Grundsat­
zentscheidung im Sinne einer marktintergrierten, preis gesteuerten und wettbewerbsoffenen 
Ordnung getroffen worden. Der Blick auf das letzte Jahrzehnt zeigt bei der Verfolgung 
dieses Leitbildes bereits zählbare Produktivitätsfortschritte und gesamtwirtschaftliche Ra­
tionalisierungserfolge, läßt aber auch noch Lücken und gravierende Entscheidun~sdefizite, 
ja sogar Ansätze zu neuen interventionistischen Fehlentwicklungen erkennen. 7 Für die 
Verkehrs wissenschaft sollte in dieser Phase des Übergangs, der Anpassung und der offen­
siven Neuformierung eine ganz klare Forschungsperspektive bestehen. Ihre Hauptaufgabe 
muß es sein, die Schwachstellen des Ordnungsganzen kenntlich zu machen und die dabei 
noch ungelösten oder schlecht gelösten Probleme aufzugreifen und zu durchleuchten. Auf 

66 In dieser Hinsicht gibt es erstaunliche Lücken und schwer verständliche Vorbehalte. So geht der überwie­
gende Teil der verkehrswissenschaftlichen Analyse und Politikberatung noch immer von der naiv­
wohlfahrtsökonomischen Prämisse strikt gemeinwohlorientierter Entscheidungsträger aus. Ferner wird zur 
Erklärung evolutorischer Prozesse, die für die Entwicklung des Verkehrs in den letzten Jahrzehnten gerade­
zu kennzeichnend sind, weiterhin eine dazu sehr wenig geeignete komparativ-statische Modellbildung be­
vorzugt. Institutionen- und evolutitionsökonomische Methoden mit realistischen politik-ökonomischen Ziel­
formulierungen werden in der Verkehrswissenschaft erst ausnahmsweise genutzt. Diese These kann an Hand 
der Deregulierungsdiskussion, der wettbewerbspolitischen Untätigkeit, z.Zt. auch bei den Auseinanderset­
zung über die "Existenz" bewertungsbedeutsamer externer Nutzen des Verkehrs leicht belegt werden . "Was 
es also zu erfassen gilt, ist die dynamische Natur des neoinstitutionalistischen Problems." Richter, R. , Furu­
hotn. E. , Neue Institutionenökonomik, Tübingen 1996, S. 496. 

67 Z.B. durch die Instrumentalisierung von willkürlich formulierten "externen Kosten" zur Verkehrslenkung 
und Modal-Split-Änderung im Zusammenhang mit dem Bestreben der Verkehrspolitik, die 
"Ordnungspolitik" und die Infrastrukturpolitik voneinander zu lösen . Dies geschieht, wenn marktwirtschaft­
liehe Ordnungspolitik mit dem Einsatz "marktwirtschaftlicher Instrumente" gleichgesetzt und die Infrastruk­
turpolitik durch politisch-selektive Vorrang- und Verweigerungsentscheidungen beherrscht wird. 
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dieser Basis, die offen und rür jede kritische Diskussion überprütbar angeboten werden 
muß, sollte sie ihre Vorschläge und Empfehlungen zur Weiterführung und Vollendung der 
marktwirtschaftlichen Verkehrsreform formulieren. Solche Sicht und Haltung sind Kölner 
Tradition: Fest in der Mutterwissenschaft - in der Wirtschaftswissenschaft- zu wurzeln und 
auf diesem Felde an der Grundlagenforschung mit Ehrgeiz beteiligt zu bleiben, dann aber 
mit gleichem Gewicht die fortschreitende Erkenntnis und die ausgeweitete wissenschaftli­
che Erfahrung als ein Angebot zu präsentieren, als Angebot für unsere Studierenden und 
Mitarbeiter und als Anstoß und Hilfe für die Meinungsbildung und Entscheidungsfmdung 
in Wirtschaft und Politik. 
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